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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Dezember 2019 reichten Vertreterinnen und Vertreter der SP-, Grünen-, Mitte-
sowie der FDP.Liberale-Fraktion vier gleichlautende parlamentarische Initiativen ein
(Pa.Iv. 19.504 Munz (sp, SH); Pa.Iv. 19.505 Roduit (cvp, VS); Pa.Iv. 19.506 Eymann (lpd, BS);
Pa.Iv. 19.507 Trede (gp, BE)). Mit diesen Vorstössen wurde der Bundesrat aufgefordert,
für vergünstigte Tarife im öffentlichen Verkehr für Schulklassen zu sorgen.
Exkursionen von Schulklassen erfüllten wichtige pädagogische, soziale und kulturelle
Funktionen für die Kinder und Jugendlichen und sollten entsprechend gefördert
werden, so die Initiantinnen und Initianten.
Die zuständige KVF-NR befasste sich im Oktober 2020 mit den Initiativen und gab dem
Vorhaben mehrheitlich Folge (15 zu 10 Stimmen). Die Kommission vertrat die Ansicht,
dass ausserschulische Aktivitäten für die Bildung der Kinder und Jugendlichen wichtig
seien. Eine Minderheit war hingegen der Auffassung, dass damit in die Kompetenz der
Kantone und Gemeinden eingegriffen würde, die für Bildungsfragen zuständig seien. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.10.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die Tendenz, auch im Bildungssektor die Privatinitiative gegenüber dem öffentlichen
Angebot zu stärken, führte zu verschiedenen Vorstössen auf kantonaler Ebene. Durch
die Schaffung einer freien Konkurrenz zwischen privaten und öffentlichen
Institutionen unter Anwendung eines vereinheitlichten Finanzierungssystems soll
einem individuellen Recht auf freie Wahl des Bildungsganges zum Durchbruch
verholfen werden. So wurde im März in Bern die «Volksinitiative für eine freie
Schulwahl» eingereicht. Die politisch bunt zusammengesetzte Initiantengruppe fordert
für Eltern, die ihre Kinder in Privatschulen schicken, die Rückerstattung der Kosten für
Schulgeld und Lehrmittel, die sonst für die öffentliche Hand angefallen wären. Die SP
hat sich gegen die Initiative ausgesprochen, weil ihre Vorschläge ohnehin privilegierten
Kindern zugute kämen, dem Staat andererseits Gelder für die Schule entgingen und in
der Konsequenz einer «Industrialisierung der Schule» Vorschub geleistet würde. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.03.1981
JÜRG FREY

Après les votations zurichoise et thurgovienne de l'an passé, ayant conduit à
l'acceptation de l'enseignement précoce du français, le résultat du scrutin populaire
saint-gallois était attendu avec impatience. Par 63'213 non contre 39'586 oui, le
souverain du canton de Saint-Gall a refusé l'initiative «Pour une école primaire sans
enseignement d'une langue étrangère». Alors que les partisans de l'initiative – se
recrutant principalement dans les rangs des enseignants (Association cantonale,
Conférence des écoles secondaires) et de l'AdI – invoquèrent la surcharge scolaire des
enfants, ses adversaires – réunissant le gouvernement et le parlement cantonaux, le
PDC, le PRD et le PS – arguèrent de l'amélioration des capacités de communication
entre les générations et du climat politique entre les différentes régions linguistiques.
Ils firent également part de leur crainte d'un isolement langagier après les décisions de
leurs voisins zurichois et thurgovien. Cette inquiétude a par ailleurs été partagée par le
canton de Schaffhouse puisque le parlement de ce dernier a accepté – malgré
l'opposition de l'AdI et d'une partie de l'UDC – le principe de l'introduction du français
en cinquième primaire dès la rentrée scolaire de 1992/93. Rappelons qu'en 1985, le
législatif cantonal s'était montré fort sceptique quant à cette instruction, les
enseignants et les parents lui étant hostiles. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.06.1989
BRIGITTE CARETTI
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Die SP-Fraktion verlangte vom Bundesrat mit einem Postulat, eine Strategie zu
entwickeln, um über die obligatorische Schulpflicht hinaus die Gewährleistung einer
Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle Jugendliche sicherzustellen und
die erforderlichen Ausbildungsmöglichkeiten bereitzustellen. Der Bundesrat wies auf
den Beschluss der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK) hin, den Anteil der Abschlüsse auf Sekundarstufe II von heute knapp 90 auf 95%
bis ins Jahr 2015 steigern zu wollen. Dieses Ziel gehe über die im Postulat verlangte
Gewährleistung einer Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle
Jugendlichen hinaus. Der Nationalrat lehnte das Postulat ab [17]. Die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (SKoS) schlug vor, das 9-jährige Schulobligatorium durch eine
Ausbildungspflicht bis zur Volljährigkeit zu ergänzen. Im Kanton Basel-Stadt wurde
diesbezüglich ein Pilotprojekt durchgeführt. Die Sozialhilfe intervenierte hier bereits
bei 16 Jährigen, damit sie nach der obligatorischen Schulzeit nicht aus dem
Bildungssystem verschwinden. 4

POSTULAT
DATUM: 18.12.2007
LINDA ROHRER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Juni in Freiburg diskutierte die SP über die
Bildungs- und Familienpolitik. Die gesamtschweizerische Harmonisierung des
Bildungswesens durch das Konkordat Harmos wurde positiv beurteilt. Die Delegierten
verabschiedeten ein Thesenpapier zur Bildung, in dem unter anderem die
flächendeckende Einführung von Gratis-Tagesschulen gefordert wurde. Keine Chance
hatte ein Antrag von Chantal Galladé (ZH), die freie Schulwahl nicht abzulehnen. Galladé
hatte argumentiert, bereits heute könnten reiche Familien faktisch durch Umzug die
Schule wählen. Mit der freien Schulwahl würde daher die Chancengleichheit erhöht.
Gegner der freien Schulwahl argumentierten insbesondere mit den hohen Kosten, die
diese verursachen würde. Bezüglich der Finanzierung von Kinderkrippen fiel das Fazit
der Delegierten anders aus als noch im März 2007, als entschieden worden war, das
Modell der Betreuungsgutschriften weiterzuverfolgen. Nun wurde dieses zur
Überarbeitung an die Parteileitung zurückgewiesen. Zurzeit kommen nur Personen mit
tiefem Einkommen über subventionierte Krippenplätze in den Genuss staatlicher
Unterstützung. Betreuungsgutscheine könnten auch Familien der Mittelschicht
entlasten. Vor allem Delegierte aus der Romandie kritisierten jedoch dieses Modell. Die
SP-Delegierten fassten folgende Abstimmungsparolen: Ja zur Volksinitiative „für eine
vernünftige Hanfpolitik mit wirksamem Jugendschutz“, Ja zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Volksinitiative für die Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

1) Medienmitteilung KVF-NR vom 20.10.20
2) Bund, 28.2.81; Baz, 6.3.81; TW, 31.3.81. ; Mitteilungen der Dokumentationsstelle für Schul- und Bildungsfragen vom
20/1981, Nr. 79.
3) AT, 21.2.89; SGT, 1.5., 17.5., 23.5. et 5.6.89. 
4) AB NR, 2007, S. 2009 und Beilage IV, S. 205 f.; BZ, 4.1.07.
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